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über den Antrag der Fraktion der SPD 
— Drucksache V/535 — 
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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Kliesing (Honnef) 


Der Antrag der Fraktion der SPD vom 20. April 
1966 wurde in der 50. Sitzung des Deutschen Bun- 
destages am 23. Juni 1966 dem Auswärtigen Aus- 
schuß zur Federführung und dem Verteidigungsaus- 
schuß zur Mitberatung überwiesen. Laut amtlicher 
Mitteilung im 54. Sitzungsprotokoll vom 1. Juli 1966 
wurde nach einer Vereinbarung im Ältestenrat der 
Antrag auch dem Haushaltsausschuß zur Mitbera- 
tung zugewiesen. 

Der Verteidigimgsaussrhiiß hat in seiner Sitzung 
vom 1. Februar 1967 folgende Empfehlungen be- 
schlossen: 

a) Nummern 1 und 2 des Antrages zu streichen; 

b) Nummern 3 und 4 des Antrages infolgedessen 
für erledigt zu erklären; 

c) Nummer 5 des Antrages wie folgt zu fassen: 

5. Die Bundesregierung soll die bisherige Praxis 
der Ausführung des Kriegswaffengesetzes im 
Lichte der bisher gewonnenen Erfahrungen 
einer Überprüfung unterziehen und dem Deut- 
schen Bundestag berichten. 

Das Hauptanliegen des SPD-Antrages (Drucksache 
V/535) zielt auf eine Begrenzung der Gewährung 
einer militärischen Ausrüstungs- und Ausbildungs- 
hilfe auf die Partner des NATO-Vertrages und ver- 
sucht somit, ein militärisches Engagement der Bun- 
desrepublik Deutschland außerhalb des Bündnisses 
zu vermeiden. Darüber hinaus soll mit dem Antrag 
erreicht werden, daß Waffenlieferungen, Lieferun- 
gen von militärischem Material und Ausbildungs- 
hilfe nicht außerhalb des in Artikel 6 des NATO- 
Vertrages festgelegten geographischen Raumes er- 
folgen. Soweit rechtskräftige Verpflichtungen mit 


Zustimmung des Bundestages bzw. seiner dafür zu- 
ständigen Gremien eingegangen sind, sollen diese 
erfüllt werden; dagegen sollen neue Verpflichtungen 
ausschließlich nach den vorstehend entwickelten 
Grundsätzen und nicht ohne vorherige Zustimmung 
der zuständigen Gremien eingegangen werden. Im 
weiteren soll mit dem Antrag erreicht werden, daß 
auch bei privaten Ausfuhren von Waffen nach den 
gleichen Grundsätzen gehandelt und die Praxis, die 
zur Zeit angewandt wird, überprüft wird. 

Vom Auswärtigen Ausschuß wurde das vor- 
stehend global geschilderte Anliegen enumerativ 
anhand des Antrages (Drucksache V/535) und auf 
Grund der durch die Praxis gewonnenen Erfahrun- 
gen erörtert. Die Situation, die zur Zeit der Einbrin- 
gung des SPD-Antrages bestand, hat sich in der 
Zwischenzeit grundlegend geändert. Im Haushalts- 
gesetz 1966 wurde erstmalig zum Kap. 05 02 Tit. 964 
in der Zweckbestimmung festgelegt, daß die Bundes- 
regierung neue Verpflichtungen, die aus den Mitteln 
dieses Titels zu erfüllen wären, nur nach vorheriger 
Zustimmung des Haushaltsausschusses und des Aus- 
wärtigen Ausschusses des Deutschen Bundestages 
eingehen dürfe. Die gleiche Bestimmung findet sich 
im Haushaltsgesetz 1968 und es ist zu erwarten, 
daß sie für die Haushaltsgesetze der kommenden 
Jahre übernommen wird. Damit ist es in die Hand 
der beiden genannten Bundestagsausschüsse gelegt, 
ob in jedem Einzelfalle überhaupt Ausrüstungs- und 
Ausbildungshilfen geleistet werden sollen und wenn 
ja, in weicher Form und in welchem Ausmaße. Nach 
gründlichen Untersuchungen des Problems wurde 
diese haushaltsrechtliche Absicherung, die übrigens 
auch die NATO-Verteidigungshilfe einschließt, vom 
Ausschuß für ausreichend gehalten. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraßc 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache V/297 6 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Die im Zusammenhang mit diesem Problem 
stehende Erörterung der Erfahrungen, die man bis- 
her mit der Ausrüstungs- und Ausbildungshilfe ge- 
macht hat, deckten indessen zusätzliche Fragen auf. 
So hielt es der Ausschuß für notwendig, daß die sog. 
Endverbleibsklausel einer befriedigenden Lösung 
zugeführt werde. Nach Auffassung des Ausschusses 
sollen Waffen grundsätzlich nicht in Spannungsge- 
biete geliefert werden. Ausrüstungs- und Ausbil- 
dungshilfe soll in erster Linie dem Aufbau einer 
gesunden Infrastruktur in den Empfängerländern 
dienen, die auch den zivilen Bedürfnissen entgegen- 
kommt. Daher wurde auch davon abgesehen, im 
Zusammenhang mit dem Begriff Ausrüstungs- und 
Ausibldungshilfe das Wort „militärisch" zu verwen- 
den. i 

Schließlich deckte die Diskussion der bisherigen 
Erfahrungen noch eine weitere Schwierigkeit auf, 
die entstehen kann, wenn die beiden beteiligten 
Ausschüsse sich mit dem Tatbestand konfrontiert 


sehen, daß die Bundesregierung bereits Verhand- 
lungen aufgenommen hat, die bereits soweit fort- 
geschritten sind, daß eine Ablehnung durch die 
Ausschüsse außenpolitischen Schaden bewirken 
würde. Daher hielt es der Ausschuß für zweckmäßig, 
die Bundesregierung zu ersuchen, bereits vor der 
Aufnahme verbindlicher Gespräche dem Auswärti- 
gen Ausschuß des Deutschen Bundestages die 
Wünsche der betreffenden Regierungen vorzutragen, 
um bereits in diesem Vorstadium der Verhandlun- 
gen die Meinung des Ausschusses zu eruieren und 
sich damit selbst rechtzeitig ein Bild hinsichtlich der 
etwaigen Aussichten auf Zustimmung oder Ableh- 
nung zu machen. 

In der Frage des Kriegswaffengesetzes schloß sich 
der Auswärtige Ausschuß der Meinung des Verteidi- 
gungsausschusses an. 

Der auf der Grundlage des SPD-Antrages entstan- 
dene Antrag des Ausschusses' fand einstimmige An- 
nahme. 


Bonn, den 28. März 1968 


D. Kliesing (Honnef) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: | 

1. Der Bundestag stellt fest, daß durch die inzwi- 
schen erfolgte haushaltsrechtliche Regelung zu ' 
Kap. 05 02 Tit. 964 die Bundesregierung in jedem 
Falle verpflichtet ist, die Gewährung von Aus- 
rüstungs- und Ausbildungshilfe von der vorheri- 
gen Zustimmung des Auswärtigen Ausschusses 
und des Haushaltsausschusses des Deutschen | 
Bundestages abhängig zu machen. 

2. Die Bundsregierung wird ersucht, 

die Wahrung der deutschen Interessen in ver- 
traglichen Endverbleibsklauseln sicherzustellen 


und darüber dem Auswärtigen Ausschuß zu be- 
richten; 

über Wünsche anderer Regierungen bezüglich 
Ausrüstungs- und Ausbildungshilfe vor der Auf- 
nahme verbindlicher Verhandlungen dem Aus- 
wärtigen Ausschuß des Deutschen Bundestages 
zu berichten, um die Meinung des Ausschusses 
festzustellen; 

die bisherigen Erfahrungen bei der Ausführung 
des Kriegswaffengesetzes zu überprüfen und das 
Ergebnis dieser Prüfung dem Auswärtigen Aus- 
schuß zur Kenntnis zu bringen. 


Bonn, den 28. März 1968 


Der Auswärtige Ausschuß 
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Dr. Kopf 

Vorsitzender 


Dr. Kliesing (Honnef) 

Berichterstatter 



